
53 Pfennige für die Milch kriegt, die Milch dann entrahmt wird 
und die Molkerei mit Mühe und Not 61 Pfennig kriegt, und der 
Einzelhandel kriegt sie dann für 1,20 DM vom Großhandel, um 
sie dann mit 1,39 DM oder noch mehr zu verkaufen - wer ist für 
die 60 Pfennig verantwortlich?

Frau Reider, Minister für Handel und Tourismus:
Milch geht nicht über den Großhandel, sondern Milch wird 

direkt beliefert von den Milchhöfen, also von den Verarbei­
tungsbetrieben. Ansonsten liegt der Großhandel in der Regel 
größtenteils in meinem Verantwortungsbereich, aber auch - 
was früher OGS war, und das gibt es ja noch - im Bereich 
Landwirtschaft.

Dr. Meyer-Bodemann (DBD/DFD):

Dann möchte ich Sie bitten, daß Sie im Interesse des Handels 
untersuchen, wo die 60 Pfennig geblieben sind, denn die Molke­
reien behaupten, bei ihnen sind sie nicht geblieben. Das ist uns 
vollkommen unklar.

Frau Reider, Minister für Handel und Tourismus:

Ja, ich weiß es dann auch nicht, wenn die Molkereien es nicht 
wissen.

(Gelächter)

Ich habe nur meine Handelsspanne, und ich weiß, was uns 
als Händler in Rechnung gestellt wird. Ich kann Ihnen aber 
nicht sagen, was der Milchhof, der nicht zu meinem Verantwor­
tungsbereich gehört, dort mit Aufkauf und dann Verarbeitung 
macht. Ich habe meine Lieferscheine.

Das ist ein landwirtschaftliches Problem, dazu können wir 
doch nachher noch etwas hören. - Natürlich untersuche ich 
das noch.

(Unruhe)

Zwischenbemerkung von CDU/DA:

Frau Ministerin, Ihre Antworten sind äußerst unbefriedigend 
und werden die Ruhe im Land sicher nicht herbeiführen. 
Meine konkrete Frage an Sie: Das Amt für Wettbewerbsschutz 
ist so installiert. Wie arbeitet es auf der Territorialebene? Wenn 
es in Berlin sitzt, wird es sicher die Probleme im Land nicht lö­
sen.

Frau Reider, Minister für Handel und Tourismus:

Dieses Amt für Wettbewerbsschutz - dazu könnte uns, er ist 
nicht da - der Wirtschaftsminister etwas noch Konkreteres sa­
gen.

(Zuruf von Bündnis 90/Grüne: Noch konkreter 
geht es nicht. - Unruhe)

Das Amt ist zunächst hier in Berlin installiert. Es wird natür­
lich dann auch in den Bezirken wirksam.

Für den Handel sind im Moment die Verbraucherschutzver- 
bände wichtig, die entstanden sind, die speziell diese Preiskon­
trollen (worauf das jetzt ja nun wieder hinausläuft) durchfüh­
ren und entsprechend weitermelden. Es wird in der nächsten 
Woche Veröffentlichungen in den Tageszeitungen geben, wo 
diese Verbraucherverbände installiert sind, wohin sich die Bür­
ger wenden können.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Nun die letzte Frage, ganz rechts noch.

Dr. Hagemann (CDU/DA):

Ich bin von Ihren Ausführungen, Frau Minister, sehr ent­
täuscht. Können Sie als SPD-Ministerin sich nicht zu dem 
Standpunkt des Herrn Ministerpräsidenten mit gleicher 
Schärfe durchringen, der in dieser Preisfreiheit einen Verstoß 
gegen die Wettbewerbsgesetze sieht, die geahndet werden müs­
sen zum Schutz unserer Bevölkerung?

Frau Reider, Minister für Handel und Tourismus:

Natürlich, genau das will ich, aber im Moment geht es nur 
über das Amt für Wettbewerbsschutz. Ich kann nicht über das 
Preisgesetz jetzt z. B. eine Festschreibung der Handelsspanne 
machen. Das funktioniert nicht.

(Unruhe bei CDU/DA und Liberalen)

Ich kann doch nur privatisieren und stückweise Wettbewerb 
schaffen. Was denken Sie, was wir jetzt alle davon hätten, wenn 
wir jetzt plötzlich den Großhandel zerschlagen. Wir müssen 
doch ein funktionierendes Handelsnetz haben.

(Bewegung im Saal)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke. Jetzt vor dem Staatssekretär aus dem Landwirt­
schaftsministerium hat der Ministerpräsident um das Wort ge­
beten.

Ministerpräsident de Maiziere:
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe mich ge­

stern zu der Frage schon geäußert. Wir wissen, daß ab 1. 7. - 
und das war notwendig, damit die Wirtschaft gesunden kann - 
die Subventionen aufgehoben sind. Wir mußten also damit 
rechnen, daß andere Preise kommen. Aber das Problem ist, daß 
tatsächlich keine wettbewerbsfähigen Strukturen da sind.

Nun gibt es zwei Möglichkeiten. Entweder, wir schaffen eine 
eigene Konkurrenz im Lande, Wettbewerber, die einander so 
begegnen, daß sie sich unterbieten müssen, um vernünftige 
Preise zu holen, oder die zweite Möglichkeit ist, wir holen die 
Konkurrenz ins Land.

(Beifall bei CDU/DA)

Aber dann, wenn wir die Konkurrenz ins Land holen, kom­
men sie mit ihren Waren. Das ist für die Bauern noch wesent­
lich schlechter.

Ich bin der Meinung, daß es nicht so sehr eine Frage eines 
Handelsministers oder sonst was ist, sondern daß wir endlich 
die Treuhand zum Stehen bekommen; denn die ist das einzige 
Instrument zur Entflechtung, und das ist der Sinn des Geset­
zes, das hier beschlossen worden ist, zur Privatisierung und da­
mit zur Entflechtung der Betriebe beitragen kann.

Bisherige Treuhandphilosophie, die auf den Erhalt des Volks­
eigentums zielte, hat offensichtlich ganze Ketten von Handels­
einrichtungen an einzelne vergeben, die nun also den Markt be­
herrschen. Ich will in Berlin nur sagen HOFKA, mit dem die 
HO z. B. zusammengeht.

Dem können wir nur gegensteuern, indem wir nun über das 
Amt für Wettbewerbsschutz solche Verträge überpüfen lassen 
und sie notfalls zerschlagen mit dem dort gegebenen und eben 
breitere Streuung der Handels- und Versorungseinrichtungen 
erreichen.

(Vereinzelt Beifall)

Und dann muß tätig werden die Treuhand, und das heißt, daß 
wir hier endlich die notwendigen Entscheidungen treffen, mit 
denen wir uns nun schon zwei Tage so schwer tun.

Zweitens: Es wurde gefragt, Gesetze und Verordnungen, die 
vor Ort, die in der Kommune Tätigen erfahren sollen und wel­
che Bestimmungen für sie gelten. Immer noch gibt es das Ge­
setzblatt. Darüber hinaus haben wir mit dem Staatsverlag ver­
einbart, daß jetzt branchenspezifische Broschüren herausgege­
ben werden, so für den Bereich der Landwirtschaft und den 
Bereich des Handels usw. Es werden Rechtsvorschriften zu­
sammengefaßt und als Broschüre herausgegeben.

Und drittens, um zu den Kommunen schneller zu gelangen, 
wir haben in der vorigen Woche oder war es Anfang dieser Wo­
che mit Landräten, den Regierungsbeauftragten, den Oberbür­
germeistern und den Bezirksbürgermeistern hier in Berlin eine 
Tagung gehabt, und dort ist vereinbart worden, daß sofort über 
die bestehenden Telexverbindungen zu den Regierungsbeauf­
tragten und von dort weiter zu den Landräten alle die diesbe­
züglichen Rechtsvorschriften per Telex genannt werden.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:


